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Analyse

Von Hugo Chávez bis Paris Hilton und 
von Michael Jackson bis zum Schah von 
Persien: In ihrer mehr als ein halbes 
Jahrhundert währenden Karriere hat 
die Fernsehjournalistin Barbara Wal-
ters die unterschiedlichsten Menschen 
zu ihren Leben und Ansichten befragt.

Immer wieder war sie dabei 
herzhaft direkt: Fidel Castro fragte sie, 
wieso er keine Pressefreiheit dulde, 
und Wladimir Putin, ob er je einen 
Mord in Auftrag gegeben habe. Castro 
antwortete mit einer langen Ausfüh-
rung zum Verhältnis von Freiheit und 
Sozialismus. Putin verneinte.

Walters hat auch alle amerikani-
schen Präsidenten seit Richard Nixon 
sowie deren Ehefrauen interviewt. 
Nun aber reicht es. Gestern hat die 
83-Jährige ihren Rücktritt angekündigt. 
Es sei Zeit für den Ruhestand. 

Um die Politiker wird es Walters 
nicht leidtun. «Es gibt heute kaum 
mehr Staatsoberhäupter, die man 

Barbara Walters Die grosse alte Dame des amerikanischen Fernsehens kündigt ihren Rücktritt an. Von David Hesse, Washington

Alle bekam sie vor die Kamera – ausser die Queen
gerne interviewen möchte», sagte sie 
der «New York Times». Bedauerlich sei 
höchstens, dass sie die Königin von 
England nie vor die Kamera bekom-
men habe. «Meine Chefs sagen, ich 
solle es jetzt noch mal versuchen und 

der Queen sagen, es sei mein letztes 
Jahr.» Walters gibt sich noch 
12 Monate, bevor sie ihre Sendung 
«The View» aufgibt und aus dem 
Programm des Senders ABC 
verschwindet. 

Zur Welt gekommen ist 
Walters 1929 in Boston als 

Tochter eines aus Osteuropa 
eingewanderten jüdischen 

Unterhaltungsunternehmers, der 
eine Reihe von Clubs und Shows 

betrieb und Barbara im Kreise 
von Prominenten 

aufwachsen liess. Ihre 
Karriere beim 

Fernsehen begann sie 
1961 bei NBC. 1976 

wurde sie die erste «Ankerfrau» des 
US-Fernsehens, das erste weibliche 
Gesicht einer abendlich wiederkehren-
den Informationssendung.

Niemand sei mehr darüber 
überrascht gewesen als sie selbst, sagt 
Walters heute: «Ich war nicht so schön 
wie die anderen Mädchen, und ich 
hatte Schwierigkeiten, die Rrr richtig 
auszusprechen. Ich kann es noch heute 
nicht.» Das ist natürlich Koketterie. 
Walters hatte eine konzentrierte 
Fragetechnik, die sie scheinbar 
unangestrengt durch schwierige 
Gespräche navigieren liess. Auch war 
sie eine zähe Verhandlerin. Nachdem 
sie in ihren Anfängen mit viel weniger 
Lohn als ihre männlichen Kollegen 
abgespeist worden war, soll sie zuletzt 
12 Millionen Jahresgehalt bezogen 
haben. 

Das Alter hat ihr erst in letzter Zeit 
zugesetzt. Diesen Januar verlor sie 
an einer Party in Washington das 

Bewusstsein und zog sich einen Bruch 
zu. Kritiker sagen, auch ihre Arbeit 
habe gelitten. Im Dezember hatte 
Walters den syrischen Diktator Bashar 
al-Assad interviewt und sich 
von ihm einwickeln lassen. Später 
entschuldigte sie sich für das 
überfreundliche Gespräch in Zeiten 
des Bürgerkriegs.

Nun will Walters die ihr verbleiben-
den Jahre geniessen. Gern möchte sie 
reisen und dabei «für einmal etwas 
sehen» von der Welt, anstatt mit der 
Kamera herumzurennen. Nach all den 
Jahren auf Sendung mag sie aber auch 
Entzugserscheinungen haben. Es 
werde ihr wohl gehen wie der kürzlich 
verstorbenen Margaret Thatcher. Die 
frühere britische Premierministerin 
habe ihr einst gesagt: «Wenn ich 
das Radio anmache und höre, dass 
etwas passiert ist, denke ich immer, 
ich muss die UNO anrufen, und merke: 
Ich muss gar nicht mehr.»

Die letzte Verteidigungslinie für  
das Bankgeheimnis ist eingebrochen: 
Luxemburg und Österreich haben 
ihren Widerstand gegen den inner
europäischen Austausch von Bank-  
und Steuerdaten aufgegeben. Nicht 
freiwillig, sondern weil sie ihr Bank
geheimnis gegenüber den USA preis-
geben müssen – und weil im Gefolge 
die EU-Länder gleichwertiges Recht  
in Europa einfordern.

Jahrelang hatte die Schweiz ihre 
Steuerfluchthilfe an Ausländer 
hartnäckig verteidigt mit der 
Rechtfertigung, Luxemburg und 
Österreich täten dasselbe. Auch das 
clevere Liechtenstein hat sich 
mittlerweile vorausschauend für die 
Übernahme des automatischen 
Informationsaustauschs von Bank-
daten (AIA) ausgesprochen. 

Die mächtigen Regierungs- und 
Staatschefs der G-20 haben die OECD 
beauftragt, innert Monaten die 
Bekämpfung der Steuerflucht durch 
einen weltweiten Informationsaus-
tausch entscheidungsreif zu machen. 

In nur einem halben Jahr sind also 
die Verteidigungslinien der Schweiz  
zur Verteidigung ihres Mythos, des 
Bankgeheimnisses, zusammengebro-
chen:

Die Abgeltungssteuer wurde vom ¬¬
wichtigsten und entscheidenden 
Nachbarland Deutschland zurückge-
wiesen – nicht zuletzt wegen der 
schweizerischen Schlaumeierlösung 
mit einer 15-monatigen Abschleichfrist 
für nicht deklarierte Vermögen.

Die Weissgeldstrategie ist implo-¬¬
diert, weil klar geworden ist, dass die 
dabei vorgesehene Selbstdeklaration 
der Bankkunden von den G-20-Staaten 
ebenso wenig als glaubwürdig akzep-
tiert wird wie von den EU-Regierungen. 

«Eingebettete» Redaktoren
Die USA verlangten von der Schweiz 
wie von allen wichtigen Bankenländern 
mit den sogenannten Fatca-Abkommen 
eine (einseitige) Lieferung von steuer-
relevanten Bankdaten. Diese Abkom-
men haben in ganz Europa den Anpas-
sungsschub ausgelöst. Bundesrätin 
Eveline Widmer-Schlumpf hatte bereits 
im Dezember 2012 vom luxemburgi-
schen Finanzminister die vertrauliche 
Botschaft entgegennehmen müssen, 
dass Luxemburg auf die amerikanische 
und die EU-Linie umschwenken würde.

Vielleicht war die Bundesrätin zu 
ehrlich, vielleicht auch zu naiv, als sie 
aufgrund dieser Aussichten anregte, 
bei uns Alternativen zu prüfen. 
Jedenfalls bekam sie Schelte von 
bürgerlichen Parteichefs, von 
Kampfbankern und von NZZ-Wirt-
schaftsredaktoren, die alle ein 

bisschen unter Realitätsverweigerung 
leiden.

Die «eingebetteten» NZZ-Redakto-
ren dreschen seither besserwisserisch 
auf die Bundesrätin ein, unterstellen 
ihr Opportunismus, Einknicken, 
Anpassermentalität. Dabei hat die 
Finanzministerin nur eines versucht: 
die helvetische Elite auf die neue 
Realität behutsam vorzubereiten und 
den erneuten Handlungsbedarf für die 
Schweiz aufzuzeigen. Die Preisgabe 
eines Mythos durch die Politiker ist 
halt ein schmerzhafter Prozess. 

Kakofonie der Bankenszene
Nach dem Einbruch der Verteidigungs-
linien hören wir von der Bankenszene 
eine Kakofonie von Ansichten und 
divergierenden Interessen: 

Die beiden Grossbanken UBS und CS ¬¬
hatten schon 2009 respektive 2011 vom 
Bund die Aufhebung des Bankgeheim-
nisses ultimativ gefordert, damit sie 
durch Bankdatenlieferungen dem 
Würgegriff der amerikanischen Justiz 
entkämen. Sie kämpfen jetzt für das 
Fatca-Abkommen, das den quasiauto-
matischen Datentransfer an die US-
Steuerbehörden festschreibt. Bei der 
Vermögensverwaltung haben sie sich 
längst auf ein neues Geschäftsmodell 
ohne Bankgeheimnis mit institutionel-
len Anlegern (also Pensionskassen, 
Versicherungen, Auslandbanken, 
Notenbanken) eingestellt. 

Die Privatbanken, die jahrzehnte-¬¬
lang auf die Steuerfluchthilfe für 
Privatkunden ausgerichtet waren, 
liessen durch ihren Präsidenten Nico-
las Pictet Anfang Mai verlauten, der 
Bundesrat solle möglichst rasch «mit 
der EU einen ernsthaften Dialog eröff-
nen» und «mit ihr eine institutionali-
sierte Partnerschaft suchen». Denn 
«die Unsicherheit» sei «unerträglich 
geworden».

Die Inlandbanken, Kantonalbanken ¬¬
oder auch die Raiffeisenbank sind 
längst auf die Linie eines Bankdaten-
austauschs geschwenkt.

Es bleibt eine Gruppe von «Kampf-¬¬
bankern» – der SVP-Politiker und 
Bankier Thomas Matter etwa. Oder der 
Financier Martin Janssen, der sich als 
Uniprofessor zitieren lässt, aber eine 
der grössten Assetmanagement-Gesell-
schaften mitbetreibt. 

Die Schweizerische Bankiervereini-¬¬
gung ist bloss noch ein Phantomver-
ein, der um die eigene Anerkennung 
kämpft und die Kakofonie der Banken 
längst nicht mehr im Griff hat. 

Banken driften auseinander
Die Verteidigungslinien sind eingebro-
chen – die Bankenszene ist auseinan-
dergefallen – was nun? Wie soll eine 

Strategie aussehen, die eine nachhal-
tige Beruhigung bringt? 

Die Interessen der Banken sind 
längst nicht mehr gleichzusetzen mit 
den Interessen der Schweiz. Bankge-
heimnis und Steuerflucht schaden dem 
Ruf der Schweiz nachhaltig. Weil die 
Steuerflucht und die Holdingbesteue-
rung andere Staaten direkt schädigen, 
sind deren Forderungen an die 
Schweiz politisch und moralisch 
berechtigt.

Denn Steuerflucht ist in der 
Weltwirtschaft wettbewerbszerstö-
rend. Wer von der Globalisierung 
profitieren will, muss auch deren 
Spielregeln einhalten. Zu dieser 
strategischen Einsicht braucht es keine 
Expertenkommissionen mehr. Wenn 
der Bericht der Expertengruppe 
Brunetti gedruckt und übersetzt 
vorliegt, wird er wohl durch die 
internationalen Entwicklungen 
überholt sein. 

EU-Gegenleistungen möglich
Die Schweiz braucht jetzt eine aktive 
Flucht nach vorn auf zwei Verhand-
lungsschienen: Sie muss aktiv in der 
OECD mitmachen, dort die neuen 
globalen Spielregeln des Bankdatenaus-
tauschs mitgestalten und übernehmen. 
Und gleichzeitig muss die Schweiz im 
Interesse des Marktzugangs in Europa 
auch mit Brüssel kooperieren. Aller-
dings darf sie gegenüber der EU auch 
auf Gegenleistungen beharren, zum 
Beispiel bei der Regularisierung der 
Altvermögen oder bei der von der EU 
geforderten automatischen Übernahme 
des Personenfreizügigkeitsrechts.

Es lässt sich voraussehen: Mit der 
zukünftigen europäischen Finanz-
marktrichtlinie Mifid II werden nur 
noch jene Banken und Finanzgesell-
schaften den Zugang zum europäi-
schen Markt erhalten, die in den 
EU-Ländern auch die EU-Informations-
standards einhalten.

Man muss nicht Prophet sein, um 
dies vorauszusagen: Banker werden 
erneut nach Bundesbern pilgern und 
vom Bund aus Eigeninteresse die 
Übernahme der europäischen 
Datenaustauschregeln verlangen. 
Das bisherige Steuerfluchtgeheimnis 
wird von den Bankern selber beseitigt 
werden.

Kolumne Rudolf Strahm

Wie weiter ohne Bankgeheimnis?

Spurensicherung nach der Muttertagsschiesserei in New Orleans. Foto: Keystone

Am Sonntag schossen Unbekannte auf 
die Muttertagsparade von New Orleans. 
Das mag Aussenstehende schockieren, 
in der Stadt gehört es zum Alltag.  
19 Menschen wurden verletzt, darunter 
zehnjährige Kinder.

New Orleans feiert sich als Stadt der 
Stile, Genüsse und Kulturen. Sie gilt als 
Wiege der amerikanischen Musik, als 
Synonym für Freude, Sex und Mardi 
Gras. Die katholische Enklave im 
protestantischen Süden liebt die 
Sünde; ihre Bewohner nennen sie «das 
Disneyland für Erwachsene».

Doch abseits der wohlhabenden und 
touristischen Gegenden terrorisieren 
Banden die Armenviertel, junge Män-
ner führen gegeneinander Krieg. Trotz 
der geringen Einwohnerzahl von knapp 
370 000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern hat die Stadt eine der höchsten 
Mordraten Amerikas, ihre Aussenbe-
zirke gehören zu den gefährlichsten 
der Welt. Viele Übergriffe gingen auf 
Racheaktionen zurück, die ihrerseits 
neue Schiessereien provozierten, 
schreibt die Lokalzeitung «Times 
Picayune». Die meisten Täter und 
Opfer sind schwarz, viele von ihnen 

werden nicht alt. Die Polizei gilt als kor-
rupt, die Behörden bleiben apathisch, 
mafiöse Kartelle dominieren die Stadt. 
Seit dem Hurrikan Katrina, der als 
klimatische Katastrophe über die Stadt 
herfiel und sich zur politischen Katast-
rophe ausweitete, ist das Überleben 
noch härter geworden.

Einige versuchen dem Ghetto mit 
Musik zu entkommen. Aber nicht mit 
dem rhythmisch vertrackten, von 
Bläsersätzen punktierten Stil der Stadt, 
der an den internationalen Musikfesti-
vals die Hüften biegt. Sondern mit 
einem harten, von rüttelnden Versen 
brutalisierten Rap, der das Mannsein 
und Goldschmucktragen, das Herum-
schiessen und Frauenverbrauchen 
glorifiziert.

Der britische Musikautor Nik Cohn, 
der lange Zeit in New Orleans ver-
brachte, hat dieser Ghettokultur ein 
desillusioniertes, von seiner eigenen 
Heroinsucht zerrissenes Buch gewid-
met. Nur die wenigsten schafften es 
nach oben, schreibt er, und alle vergäs-
sen sie dort, woher sie gekommen 
seien. New Orleans feiert das Leben 
und erleidet den Tod.

Gewalt New Orleans, eine Stadt zwischen Vitalität 
und Terror. Von Jean-Martin Büttner

Leben und Sterben 
am Mississippi
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Der frühere 
Preisüberwacher 
wechselt sich  
mit Politgeograf 
Michael Hermann  
und mit der Autorin 
und Schauspielerin 
Laura de Weck ab.


